
                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                      

 

  
 

 
 
 

 

 
 
 

Gebührensatzung 
für die Abfallentsorgung der Stadt Frankfurt (Oder) 

 
Aufgrund  
 

1. § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18.12.2007 
(GVBl. I/07, [Nr.19], S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30.06.2022 
(GVBI.I/22, [Nr.18]) 

2. §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31.03.2004 (GVBl. I/04, [Nr.08], S.174), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2019 (GVBI. I/19, [Nr.36])  

3. §§ 3, 4, 9 und 10 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) 
vom 06.06.1997 (GVBI. I/97, [Nr.05], S.40, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 7 des Geset-
zes vom 25.01.2016 (GVBI. I/16, [Nr. 5]) 

4. Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Be-
seitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 24.02.2012 (BGBI. I S. 
212), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 02.03.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 56) ge-
ändert worden ist 

5. Satzung über die Abfallentsorgung in der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) (Abfallentsor-
gungssatzung) vom 24.10.2019, veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Frankfurt (Oder), 
Jahrgang 30, Nr. 15, Frankfurt (Oder), 18.Dezember 2019 
 
in der jeweils geltenden Fassung hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frank-
furt (Oder) in ihrer Sitzung am 07.12.2023 folgende Gebührensatzung für die Abfallentsor-
gung der Stadt Frankfurt (Oder) beschlossen: 

 
§ 1 

Erhebung von Abfallgebühren/Gebührenmaßstab 
 

(1) Für die Benutzung der öffentlichen Einrichtung der Abfallentsorgung werden Gebühren 
nach dieser Satzung erhoben. Die Gebühren dienen zur Deckung der Kosten der Ab-
fallentsorgung der Stadt Frankfurt (Oder). 

 
(2) Die Abfallgebühren für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushalten und anderen 

Herkunftsbereichen, wie z.B. öffentlichen Einrichtungen, Gewerbebetrieben, Freiberuf-
lern, Handelsvertretern, Gaststätten, Hotels, Krankenhäuser, Schulen, Kindertagesstät-
ten, Altenheime, Nebenwohnungen und Campingplätzen  werden für die Leistungen der 
Abfallentsorgung, wie z.B. die Entsorgung von Hausmüll, hausmüllähnlichen Gewerbeab-
fällen, Sperrmüll, Bioabfall, private Anlieferung von Grünschnitt und Sperrmüll auf der Ab-
fallentsorgungsanlage Seefichten-Wertstoffhof, Problemabfällen, Elektronikschrott und 
Kühlschränken sowie die Öffentlichkeitsarbeit, die Abfallberatung, Verwaltungsaufwen-
dungen und den Betrieb und die Ertüchtigung und die Nachsorge von Abfallentsorgungs-
anlagen erhoben und setzen sich aus einem Grundbetrag, einer Entleerungsgebühr und 
einer Gewichtsgebühr für die Restabfallentsorgung sowie einer Gewichtsgebühr für die    
Bioabfallentsorgung zusammen. Nicht erfasst sind die in Abs. 3 bis 9 aufgeführten Leis-
tungen. Der Grundbetrag wird nach der Anzahl und Größe der auf dem Grundstück auf-
gestellten Restabfallbehälter, die Entleerungsgebühr wird nach der Anzahl der Entleerun-
gen der Restabfallbehälter, die Gewichtsgebühr wird nach dem Gewicht der der Stadt 
Frankfurt (Oder) überlassenen Restabfälle bzw. Bioabfälle bemessen. 
 



 

                                                                                                                                                                        

 
 

 

 
 

(3) Für Veränderungen, die Auswirkungen auf das Volumen der nach § 19 der Abfallentsor-
gungssatzung vorzuhaltenden Abfallbehälter haben, wird eine Behälterwechselgebühr er-
hoben. Hiervon ausgenommen ist die Aufstellung eines Abfallbehälters bei erstmaliger 
Veranlagung eines Gebührenschuldners. Bei dem Austausch defekter Abfallbehälter han-
delt es sich nicht um einen Wechsel. 
 

(4) Die Gebühr für die nicht regelmäßige Abfuhr von Abfällen, die auf Veranstaltungen, Märk-
ten und in Kleingärten anfallen, wird nach der Größe des Abfallbehälters und der Zahl der 
Entleerungen bemessen. 

 
(5) Die Gebühr für die Benutzung von Raumcontainern mit einem Füllraum von 4.500 l für die 

Entsorgung von hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen setzt sich aus einem Grundbetrag, 
einer Transportgebühr und einer Gewichtsgebühr zusammen. Der Grundbetrag wird nach 
der Anzahl der aufgestellten Raumcontainer, die Transportgebühr nach der Anzahl der 
Entleerungen und die Gewichtsgebühr nach dem Gewicht der überlassenen Abfälle be-
messen. 
 

(6) Die Gebühr für die Überlassung von Abfallbehältern mit einem Volumen von 240 l und 
1.100 l, die ausschließlich zur Sicherung der Abfallaufnahme bei mehrgeschossigen Häu-
sern mit Müllabwurfanlagen und nicht der zusätzlichen Abfallentsorgung dienen, wird nach 
der Zahl der zusätzlich überlassenen Abfallbehälter erhoben. 

 
(7) Für die gesonderte Abfuhr und Entsorgung von neben den Abfallbehältern oder auf dem 

Grundstück entgegen den Bestimmungen der Abfallentsorgungssatzung bereitgestellten 
Abfällen, wie Hausmüll, Sperrmüll etc. wird eine Bearbeitungsgebühr erhoben. Daneben 
werden die durch die gesonderte Abfuhr und Entsorgung verursachten Kosten des Dritt-
beauftragten berechnet. 

 

(8) Bei unzulässiger Befüllung des Bioabfallbehälters (Einwurf von Fremdstoffen/Verstoß ge-
gen die Trennpflicht) gemäß § 7 in Verbindung mit § 20 Abs. 13 der Abfallentsorgungs-
satzung wird dieser bei der ersten Entleerung stehen gelassen. Der Nutzer des Bioabfall-
behälters wird über die Fehlbefüllung mittels Tonnenaufkleber, gemäß Anlage 2 der Ab-
fallentsorgungssatzung, informiert. Bei einer zweiten, sich unmittelbar anschließenden un-
zulässigen Befüllung des Bioabfallbehälters, wird dieser wie ein Restabfallbehälter behan-
delt und bei der nächsten planmäßigen Restabfallentsorgung als Restabfallbehälter ge-
leert.   

 

(9) Für die Nutzung der Annahmestelle Abfallentsorgungsanlage Seefichten-  
Wertstoffhof zur Wiegung von Fremdmaterialien wird eine Bearbeitungsgebühr   
erhoben. 
 
 

§ 2 
Gebührensätze 

 
(1) Der Gebührensatz für die Grundgebühr im Sinne des § 1 Abs. 2 dieser Satzung beträgt 

für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024: 
 
je Restabfallbehälter mit          60 l Füllraum       23,46 Euro/Jahr 
je Restabfallbehälter mit          80 l Füllraum       31,29 Euro/Jahr 
je Restabfallbehälter mit        120 l Füllraum       46,93 Euro/Jahr 
je Restabfallbehälter mit        240 l Füllraum       93,86 Euro/Jahr 
je Restabfallbehälter mit        360 l Füllraum     140,79 Euro/Jahr 
je Restabfallbehälter mit     1.100 l Füllraum     430,19 Euro/Jahr. 
 



 

                                                                                                                                                                        

 
 

 

 
 

(2) Der Gebührensatz für die Entleerungsgebühr im Sinne des § 1 Abs. 2 dieser Satzung 
beträgt für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 je Entleerung eines 
 
Restabfallbehälter mit              60 l Füllraum        2,54 Euro 
Restabfallbehälter mit              80 l Füllraum        2,70 Euro 
Restabfallbehälter mit            120 l Füllraum        2,83 Euro 
Restabfallbehälter mit            240 l Füllraum        3,42 Euro 
Restabfallbehälter mit            360 l Füllraum        3,49 Euro 
Restabfallbehälter mit         1.100 l Füllraum        5,53 Euro 

 
(3) Der Gebührensatz für die Gewichtsgebühr für die Restabfallentsorgung beträgt für den 

Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 0,22 Euro/kg. 
 
(4) Der Gebührensatz für die Gewichtsgebühr für die Bioabfallentsorgung beträgt für den Zeit-

raum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 0,28 Euro/kg. 
 
Bei unzulässiger Befüllung des Bioabfallbehälters gemäß § 1 Abs. 8 werden die Entlee-
rungsgebühr der jeweiligen Restabfallbehältergröße gemäß § 2 Abs. 2 und die Gewichts-
gebühr gemäß § 2 Abs. 3 des Restabfallbehälters berechnet.   
 

(5) Der Gebührensatz für die Behälterwechselgebühr gemäß § 1 Abs. 3 beträgt für den Zeit-
raum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 34,00 Euro pro Abfallbehälter 60 l bis 360 l und 
64,00 Euro pro Abfallbehälter ab 1.100 l Volumen. Maßgeblich für die Gebühr ist der je-
weils beantragte Abfallbehälter. 

 
(6) Für die nicht regelmäßige Abfuhr von Abfällen, die auf Veranstaltungen, Märkten und in 

Kleingartenanlagen anfallen, wird für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 eine 
Gebühr für 

• einen Abfallbehälter mit       240 l Füllraum in Höhe von      22,04 Euro/Entleerung 

• einen Abfallbehälter mit    1.100 l Füllraum in Höhe von      41,93 Euro/Entleerung 
erhoben. 
 

(7) Die Gebühr für die Benutzung von Raumcontainern gemäß § 1 Abs. 5 dieser Satzung 
beträgt für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 für den Grundbetrag/Miete 69,15 
Euro/Monat, für die Transportgebühr 42,08 Euro/Entleerung und für die Gewichtsgebühr 
0,22 Euro/kg. 
 

(8) Die Gebühr für die Überlassung von zusätzlichen Abfallbehältern in Häusern mit Müllab-
wurfanlagen gemäß § 1 Abs. 6 beträgt für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 
für Abfallbehälter mit einem Volumen von 240 l 4,56 Euro/Jahr und für einen Abfallbehälter 
mit einem Volumen von 1.100 l 27,96 Euro/Jahr. 

 
(9) Für die private Kleinanlieferung von Sperrmüll und Grünschnitt (wie beispielsweise Gras-

, Baum- (Äste bis 15 cm Aststärke) und Strauchschnitt, Gartenabfall, Rasen Mahd und 
Fallobst, die keine gefährlichen Stoffe enthalten) bis 1 m³ an der Abfallentsorgungsanlage 
Seefichten-Wertstoffhof wird für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 keine Ge-
bühr erhoben. Die Kosten hierfür sind bereits in der Grundgebühr enthalten. 

 
Größere Mengen Grünschnitt sind den Kompostieranlagen anzuliefern. 

 
(10) Für die gesonderte Abfuhr und Entsorgung von neben den Abfallbehältern oder auf   

dem Grundstück entgegen den Bestimmungen der Abfallentsorgungssatzung bereit 
gestellten Abfällen, wie Hausmüll, Sperrmüll etc. wird für den Zeitraum vom 01.01.2024  
bis 31.12.2024 eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von 42,75 € pro Einsatzstunde erho- 
ben. 

 



 

                                                                                                                                                                        

 
 

 

 
 

(11) Für die Nutzung der Abfallentsorgungsanlage Seefichten-Wertstoffhof zur   Wiegung von 
Fremdmaterialien wird für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 eine Gebühr in 
Höhe von 0,65 € pro Wiegung erhoben. 

 
§ 3 

Gebührenschuldner/in 
 
(1) Gebührenschuldner/in für die Abfallgebühren gemäß § 1 Abs. 2 (Grundbetrag, Entlee-

rungsgebühr und Gewichtsgebühr für die Restabfallentsorgung und Gewichtsgebühr für 
die Bioabfallentsorgung) sowie für die Behälterwechselgebühr (§1 Abs. 3) und für die Ge-
bühr für die Gestellung zusätzlicher Abfallbehälter für Häuser mit Müllabwurfanlagen (§ 1 
Abs. 6) ist der/die Eigentümer/in einschließlich des/der wirtschaftlichen Eigentümers/in 
des an die Abfallentsorgung der Stadt Frankfurt (Oder) angeschlossenen Grundstücks. Ist 
ein/e Erbbauberechtigter/e, Wohnungs- oder Teileigentümer/in, Dauerwohnungs- oder 
Dauernutzungsberechtigter/e im Sinne des Wohneigentumsgesetzes, Nießbraucher/in, 
Gebäudeeigentümer/in im Sinne des Art. 233 § 4 Abs. 1 EGBGB oder ein/e Nutzungsbe-
rechtigter/e i.S.d. Art. 233 § 4 Abs. 2 EGBGB vorhanden, ist dieser/e Gebührenschuld-
ner/in. Dies gilt unbeschadet der Zahlungspflicht und der Haftung des Verwalters nach § 
12 KAG in Verbindung mit §§ 34, 69 Abgabenordnung (AO) und §§ 27, 30 Wohnungsei-
gentumsgesetz (WEG). Der Gebührenbescheid wird dem nach dem WEG bestellten Ver-
walter/in bekannt gegeben. Ist kein/e Verwalter/in bestellt, wird der Gebührenbescheid 
einem/er Gebührenpflichtigen als Gesamtschuldner/in bekannt gegeben. Soweit weder 
Eigentümer/innen noch Berechtigte im Sinne des Satzes 2 im Grundbuch eingetragen 
sind, ist derjenige/diejenige Gebührenschuldner/in, der/die zum Zeitpunkt des Entstehens 
der Gebührenpflicht Besitzer/in des betreffenden Grundstücks ist. Bei einer Mehrheit von 
Besitzern ist jeder entsprechend der Höhe seines Anteils am Mitbesitz gebührenpflichtig. 
Sind die Abfälle herrenlos, so ist statt des Abfallbesitzers/in der/die Eigentümer/in des 
Grundstücks gebührenpflichtig, auf dem sich die Abfälle befinden. 
 

(2) Für die Gebühr bei Verwendung von Abfallbehältnissen für die nicht regelmäßige Abfuhr 
von Abfällen, die auf Veranstaltungen, Märkten und in Kleingartenanlagen anfallen, ist 
derjenige/diejenige Gebührenschuldner/in, der/die die Aufstellung des Abfallbehälters be-
antragt. 

 
(3) Gebührenschuldner/in für die Gebühr für die Benutzung von Raumcontainern mit einem 

Füllraum von 4.500 l (Grundbetrag, Transportgebühr und Gewichtsgebühr) ist derje-
nige/diejenige, der/die die Aufstellung des Raumcontainers beantragt. 

 
(4) Gebührenschuldner/in für die gewerbliche Anlieferung ist derjenige/diejenige der/die an-

liefert. 
 
(5) Gebührenschuldner/in für die gesonderte Abfuhr und Entsorgung von neben den Abfall-

behältern oder auf dem Grundstück entgegen den Bestimmungen der Abfallentsorgungs-
satzung bereitgestellten Abfällen ist der/die Grundstückseigentümer/in. 

 
(6) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 4 
Entstehen, Änderungen und Beendigung der Gebührenschuld 

 
(1) Die Gebührenschuld für den Grundbetrag gemäß § 1 Abs. 2 dieser Satzung entsteht als 

Jahresgebühr zu Beginn eines jeden Kalenderjahres. Wird der Restabfallbehälter im 
Laufe des Kalenderjahres aufgestellt oder abgeholt, so entsteht die Gebührenschuld mit 
Beginn des Kalendermonats, der auf die Aufstellung des Restabfallbehälters folgt und en-
det mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Restabfallbehälter abgeholt wird. Entsteht 



 

                                                                                                                                                                        

 
 

 

 
 

oder endet die Gebührenschuld im Laufe des Kalenderjahres, so wird für jeden Kalender-
monat, für den die Gebührenschuld besteht, 1/12 der Jahresgebühr berechnet. 

 
(2) Die Gebührenschuld für die Entleerungsgebühr und die Gewichtsgebühr für die Restab-

fallentsorgung sowie die Gewichtsgebühr für die Bioabfallentsorgung entsteht jeweils mit 
Entleerung der Abfallbehälter. 
 
Gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 der Abfallentsorgungssatzung ist der Anschlusspflichtige ver-
pflichtet, die Abfallbehälter mindestens 12mal pro Jahr zur Entleerung bereitzustellen. Der 
Gebührenberechnung werden dementsprechend mindestens 12 Entleerungen zugrunde 
gelegt. 
 

(3) Auf schriftlichen Antrag werden Veränderungen, die Auswirkungen auf das Volumen der 
nach § 19 der Abfallentsorgungssatzung vorzuhaltenden Abfallbehälter haben, mit Beginn 
des nächsten Monats berücksichtigt, der dem Monat folgt, in dem das veränderte Gefäß-
volumen bereitgestellt wird. Für die Berechnung der Grundgebühr nach § 2 Abs. 1 gilt § 4 
Abs. 1 entsprechend.  

 
(4) Die Gebühr für die nicht regelmäßige Abfuhr von Abfällen, die auf Veranstaltungen, Märk-

ten und in Kleingartenanlagen anfallen, entsteht mit der Entleerung des Abfallbehälters. 
 
(5) Der Grundbetrag für die Benutzung von Raumcontainern mit einem Füllraum von 4500 l 

gemäß § 1 Abs. 5 dieser Satzung entsteht mit dem Beginn des auf die Aufstellung des 
Raumcontainers folgenden Tages und endet mit Ablauf des Tages der Abholung des 
Raumcontainers. Die Transportgebühr und die Gewichtsgebühr bei Benutzung von Raum-
containern mit einem Füllraum von 4.500 l entstehen mit der Entleerung des Raumcontai-
ners. 

 
(6) Die Gebühr für die Gestellung zusätzlicher Abfallbehälter für Häuser mit Müllabwurfanla-

gen (§ 1 Abs. 6) entsteht als Jahresgebühr zum Ende des Kalenderjahres. Wird der Ab-
fallbehälter erst während des Jahres aufgestellt oder während des Jahres abgeholt, so 
wird entsprechend der Regelung im Abs. 1 Satz 2 und 3, für jeden Kalendermonat 1/12 
der Jahresgebühr berechnet. 

 
(7) Die Gebühr für die gesonderte Abfuhr und Entsorgung von neben den Abfallbehältern 

oder auf dem Grundstück entgegen den Bestimmungen der Abfallentsorgungssatzung 
bereitgestellten Abfällen entsteht mit der Abfuhr der Abfälle. 

 
(8) Bei Änderungen gemäß Abs. 1 und 7 kann die Gebühr gegebenenfalls unter Aufhebung 

eines bereits ergangenen Bescheides entweder im Widerspruchsverfahren, durch den Er-
lass eines gesonderten Gebührenbescheides oder aber gleichzeitig mit dem Gebühren-
bescheid für das Folgejahr festgesetzt werden. Bereits entrichtete Gebühren werden an-
teilig erstattet oder gegen eine weitere Gebührenschuld aufgerechnet. 

 
§ 5 

Fälligkeit der Gebührenschuld 
 
(1) Der Grundbetrag gemäß § 1 Abs. 2 dieser Satzung wird durch Gebührenbescheid festge-

setzt und zu ¼ des Jahresbetrages am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11., erstmalig aber 
einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides in Höhe von ¼ des Jahresbe-
trages, für jedes abgelaufene und begonnene Quartal fällig. 

 
(2) Die Entleerungsgebühr und die Gewichtsgebühr für die Restabfallentsorgung, die Ge-

wichtsgebühr für die Bioabfallentsorgung, die Gebühr bei Verwendung von Abfallbehält-
nissen für die nicht regelmäßige Abfuhr von Abfällen, die auf Veranstaltungen, Märkten 



 

                                                                                                                                                                        

 
 

 

 
 

und in Kleingartenanlagen anfallen, der Grundbetrag, die Transportgebühr und die Ge-
wichtsgebühr für Raumcontainer mit einem Füllraum von 4.500 l, die Behälterwechselge-
bühr (§ 1 Abs. 3), die Gebühr für die Gestellung zusätzlicher Abfallbehälter für Häuser mit 
Müllabwurfanlagen (§ 1 Abs. 6) und die Deponiegebühren werden durch Gebührenbe-
scheid festgesetzt und werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
fällig. 

 
(3) Die Gebühr für die gewerbliche Anlieferung ist an der Abfallentsorgungsanlage Seefich-

ten-Wertstoffhof bar zu entrichten. 
 
(4) Die Bearbeitungsgebühr für die Abfuhr und Entsorgung von neben den Abfallbehältern 

oder auf dem Grundstück entgegen den Bestimmungen der Abfallentsorgungssatzung 
bereitgestellten Abfälle, sowie die durch die gesonderte Abfuhr und Entsorgung entstan-
denen Kosten werden durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig. 

 
 

§ 6 
Vorauszahlungen 

 
(1) Die Stadt Frankfurt (Oder) erhebt auf die Gewichtsgebühr und die Entleerungsgebühr für 

die Restabfallentsorgung angemessene Vorauszahlungen. 
 
(2) Der Berechnung der Vorauszahlung wird die voraussichtliche Anzahl der Entleerungen je 

Restabfallbehälter und Kalenderjahr zugrunde gelegt. Die Ermittlung der voraussichtli-
chen Anzahl der Entleerungen pro Restabfallbehälter und Kalenderjahr erfolgt auf Grund-
lage der im Vorjahr tatsächlich durchgeführten Entleerungen, mindestens aber 12 Entlee-
rungen je Restabfallbehälter und Kalenderjahr. Wird der Restabfallbehälter während des 
Kalenderjahres aufgestellt, wird der Vorauszahlung eine Entleerung für jeden verbleiben-
den vollen Kalendermonat zugrunde gelegt. 

 
(3) Der Berechnung der Vorauszahlung für die Gewichtsgebühr wird die voraussichtliche Ge-

samtjahresabfallmenge zugrunde gelegt. Die Ermittlung der voraussichtlichen Gesamtjah-
resabfallmenge erfolgt auf Grundlage der im Vorjahr angefallenen Abfallmenge. Liegen 
aus dem Vorjahr keine oder nur unvollständige Daten vor, wird der Berechnung der Vo-
rauszahlung die nachfolgende, für die Gewichtsgebühr festgelegte Jahresmenge zu-
grunde gelegt. 

 
 

Vorauszahlungen für die Gewichtsgebühr 
 
1. Bei zu Wohnzwecken genutzten Grundstücken 
 
Hauptwohnungen   je mit auf dem Grundstück 
      gemeldeter Person    100 kg 
 
Nebenwohnungen   je mit Nebenwohnsitz 
      gemeldeter Person      50 kg 
 
Auswärts Studierende, auswärts Dienende der Bundeswehr und dauerhaft auswärts Beschäf-
tigte mit gemeldeter Nebenwohnung am Arbeitsort werden auf Antrag mit 87 kg veranlagt. 
 
2. Bei anderen als zu Wohnzwecken genutzten Grundstücken 
 
In öffentlichen Einrichtungen, im Gewerbe, in der Industrie, im Handwerk, in Geldinstituten, bei 
Versicherungen, bei Verbänden, Handelsvertretern und Freiberuflichen   



 

                                                                                                                                                                        

 
 

 

 
 

                         je 10 Beschäftigte     100 kg 
 
Krankenhäuser    je 10 Beschäftigte     100 kg 
      je 10 Betten Kapazität              100 kg 
 
Schulen und Kindertages-  je 10 Personen      100 kg 
stätten     (Schüler, Lehrer u. Angestellte) 
 
Altenheime             je 10 Beschäftigte     100 kg 
      je 10 Plätze      100 kg 
 
Hotels und Pensionen           je 10 Beschäftigte     100 kg 
      je 10 Betten Kapazität       100 kg 
 
Gaststätten             je 10 Beschäftigte     100 kg 
      je 10 Plätze      100 kg 
 
Campingplätze    je 10 Stellplätze      100 kg 
 
Baubetriebe u. landwirtschaftliche Betriebe mit wechselnder Einsatztätigkeit 
      je 10 Personen      100 kg 
 
Imbissstände    je Beschäftigter      100 kg 
 
Zoll/BGS u. militärische 
Einrichtungen    je 10 Personen      100 kg 
 
Als Beschäftigte gelten alle in einem Betrieb tätigen Personen, Personen im Beamtenstatus, 
Mitglieder der Streitkräfte der Bundewehr, innehabende Personen von Betrieben, mithelfende 
Familienangehörige, Auszubildende etc. 
 
Wird das Grundstück zu Wohnzwecken als auch zu anderen Zwecken genutzt,  
werden die aus Punkt 1 und 2 sich ergebenden Jahresmengen addiert. 
 
(4) Die Vorauszahlung wird durch Bescheid festgesetzt und zu einem ¼ des Jahresbetrages 

am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des Jahres, erstmalig aber einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides in Höhe von ¼ des Jahresbetrages für jedes ver-
gangene und begonnene Quartal fällig. 

 
§ 7 

Benutzungsgebühren bei Unterbrechung der Abfuhr, 
Ausfall der Deponiewaage bzw. Ausfall der Waage am Entsorgungsfahrzeug 

 
(1) Wird die Abfallentsorgung durch Bauarbeiten, Streiks, Betriebsstörungen, betriebsnot-

wendige Arbeiten, behördliche Verfügungen oder Verlegung des Zeitpunktes der Entsor-
gung eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchgeführt, so haben die Gebühren-
schuldner/in keinen Anspruch auf Ermäßigung oder Erlass der Gebühren. Ihnen steht 
auch kein Schadensersatz zu. 

 
(2) Bei einem Ausfall der Fahrzeugwaage oder einer offensichtlich unrichtigen Registrierung 

des Abfallgewichts bei der Entleerung der Abfallbehälter wird für die jeweilige Entleerung 
das Durchschnittsgewicht der letzten drei Leerungen des jeweiligen Abfallbehälters als 
Grundlage für die Gewichtsberechnung festgesetzt. Wurden für den betreffenden Abfall-
behälter noch keine drei Leerungen registriert, so wird das Durchschnittsgewicht der nach-
folgenden drei Entleerungen der Gebührenberechnung zugrunde gelegt. 

 



 

                                                                                                                                                                        

 
 

 

 
 

§ 8 
Auskunftspflicht, Schätzung, Anzeigepflicht 

 
(1) Jeder/e Gebührenschuldner/in ist verpflichtet, die zur Festsetzung der Gebühr erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen. 
 
(2) Soweit die Stadt die für die Festsetzung der Gebühren erforderliche Grundlage nicht er-

mitteln kann, kann die Stadt diese schätzen. Die Stadt berücksichtigt dabei alle Umstände, 
die für die Schätzung von Bedeutung sind. 

 
(3) Rechtsänderungen, durch die sich ein Wechsel in der Person des/der Gebührenschuld-

ners/in ergibt, sind von dem/des bisherigen Gebührenschuldner/in der Stadt unverzüglich 
anzuzeigen. Der/Die bisherige Gebührenschuldner/in haftet gesamtschuldnerisch neben 
dem/den neuen Gebührenschuldner/in für die Bezahlung von Gebühren, die bis zum Zeit-
punkt entstanden sind, in dem die Stadt Kenntnis von der Rechtsänderung erhält. 

 
§ 9 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. 
 
 

 
 
Frankfurt (Oder), 07.12.2023 

 
 
 

René Wilke 
Oberbürgermeister  
 

 
 

 


